
Nachschlagewerk: j a

BGHZ:____________ ja

BGB § 196 Abs. 1 Nr. 1;
AVBEltV § 10 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1
AVBGasV § 10 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1

Der Anspruch einer Gemeinde auf Zahlung der Kosten eines 
Hausanschlusses für Strom oder Gas, welcher durch ihren 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten geführten Eigenbe­
trieb errichtet worden ist, verjährt in zwei Jahren (§ 196 
Abs. 1 Nr. 1 BGB).

BGH, Urt. v. 25. April 1991 - VII ZR 280/90 - OLG Schleswig
LG Kiel
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 25. April 1991 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Lang und die Richter Bliesener,
Prof. Quack, Dr. Thode und Dr. Wiebel

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
5. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Schleswig 
vom 6. September 1990 wird zurückgewiesen. Die 
Klägerin trägt die Kosten des Revisionsverfah^- 
rens.
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Tatbestand:

Die klagende Stadt N. verlangt von dem Beklagten ins­
gesamt 6.165,12 DM für je einen Hausanschluß der Strom- und 
der Gasversorgung. Diesen Betrag hat die Klägerin im Dezem­
ber 1984 in Rechnung gestellt; sie hat aber erst im Novem­
ber 1988 Klage erhoben. Die Forderung ist nach Grund und 
Höhe unstreitig. Der Beklagte beruft sich jedoch auf Ver­
jährung in der Meinung, es gelte eine zweijährige Frist.
Die Klägerin geht von der dreißigjährigen Regelfrist aus. 
Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, das Oberlandesge­
richt hat die Berufung zurückgewiesen. Dagegen richtet sich 
die zugelassene Revision der Klägerin.

Entscheidunqsgründe:

Das Rechtsmittel ist nicht begründet.

I.

Die Klägerin hat nach Ansicht des Berufungsgerichts 
keinen Anspruch auf Zahlung der Anschlußkosten gemäß §§ 10 
Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 AVBEltV und AVBGäsV (Verordnung über 
Allgemeine Bedingungen für die Elektrizitätsversorgung 
<Gasversorgung> von Tarifkünden - AVBV -). Der Beklagte 
könne sich auf die kurze Verjährungsfrist des § 196 Abs. 1 
Nr. 1 BGB berufen.
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II.

Die Angriffe der Revision hiergegen haben keinen Er­
folg.

1. Zutreffend nimmt das Berufungsgericht an, daß eine 
Gemeinde durch ihren Eigenbetrieb Kaufmann gemäß § 1 Abs. 2 
Nr. 1 HGB sein kann (vgl. BGHZ 48, 258, 260; BGH Urteil vom 
28. Februar 1991 - III ZR 49/90, zur Veröffentlichung be­
stimmt) und daß die Klägerin beim Betrieb ihrer Stadtwerke 
ein solcher Kaufmann ist. Nach den nicht angegriffenen 
Feststellungen des Berufungsgerichts handelt die Klägerin 
mit Energie. Sie bezieht und veräußert durch ihre als Ei­
genbetrieb organisierten Stadtwerke Strom und Gas. Die 
Stadtwerke sind kaufmännischen Gesichtspunkten verpflichtet 
und haben insbesondere einen Gewinn zu erwirtschaften, der 
so hoch sein soll, daß neben angemessenen Rücklagen minde­
stens eine marktübliche Verzinsung des Eigenkapitals er­
wirtschaftet wird (§ 8 Abs. 6 Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Schleswig-Holstein vom 20. August 1974, GVB1
S. 323 - EigVO -). Daß eine Eintragung im Handelsregister 
fehlt, ist unerheblich (§ 36 HGB).

2. Der Anspruch der Klägerin auf Zahlung der Anschluß­
kosten ist ein Anspruch für die Ausführung von Arbeiten im 
Sinne des § 196 Abs. 1 Nr. 1 BGB (für einen vergleichbaren 
Fall im Ergebnis ebenso BGH Urteil vom 10. November 1960
- VIII ZR 167/59 = NJW 1961 S. 453, 455).
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Für eine solche Zuordnung ist es unerheblich, auf wel­
cher Rechtsgrundlage der Anspruch beruht, vor allem ob ein 
Werklohnanspruch, ein Kostenerstattungsanspruch oder ein 
sonstiger Vergütungsanspruch geltend gemacht wird. Nicht 
entscheidend ist ferner, ob der Anspruch aus einem Geschäft 
des täglichen Lebens hervorgeht (BGH Urteil vom 23. Juni 
1981 - V ZR 148/80 = NJW 1982 S. 325). Maßgebend ist viel­
mehr, ob Arbeiten ausgeführt worden sind, für die als Ge­
genleistung ein Entgelt verlangt wird; im Gesetz ist beson­
ders verdeutlicht, daß dem Entgelt etwaige Auslagen gleich­
gestellt sind.

Der Anschluß an die Energieversorgung durch die Kläge­
rin ist eine derartige Arbeit. Es ist zwar richtig, daß die 
Klägerin keinen Hausanschluß des Beklagten an das klägeri- 
sche Leitungsnetz hergestellt, sondern umgekehrt einen ihr 
gehörenden Anschluß errichtet hat, über den sie den Beklag­
ten beliefert. Das beruht jedoch lediglich auf der Beson­
derheit des Energieversorgungsrechts, daß sämtliche Vertei­
lungsanlagen, insbesondere auch Leitungen bis zur Hausan­
schlußsicherung (Strom) bzw. Hauptabsperreinrichtung/Haus- 
Druckregelgerät zur Energieanlage des jeweiligen Energie­
versorgungsunternehmens zählen (vgl. § 2 Abs. 1 Energie­
wirtschaftsgesetz, § 10 Abs. 4 AVBV). Diese Besonderheit 
ändert nichts daran, daß der Hausanschluß allein auf Antrag 
und im Interesse des Beklagten hergestellt worden ist. Die 
ihm abverlangten Kosten sind die Gegenleistung für die Her­
stellung dieses Anschlusses. Die Höhe der Kosten richtet 
sich nach den für den individuellen Anschluß erbrachten 
Aufwendungen -(vgl. § 10 Abs. 5 AVBV), wobei es unerheblich 
ist, ob damit die Leistungen der Klägerin oder ihre Ausla-
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gen oder beides abgegolten werden sollen. Daß darüber hin­
aus ein Eigentumsübergang zugunsten des Beklagten stattfin­
den müßte, ist keine Voraussetzung des § 196 Abs. 1 Satz 1 
BGB.

BliesenerLang
Thode Wiebel

Quack
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